Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/4189 


Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Anpassung der Leistungen des Kriegsopferrechts 
(Kriegsopferversorgungs- Anpassungsgesetz — KoVGAG — ) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung von Vorschriften 
des Bundesversorgungsgesetzes 

Das Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 20. Januar 1967 (Bundesge- 
setzbl. I S. 141), zuletzt geändert durch das Gesetz 
zur Änderung des Bundesversorgungsgesetzes vom 
27. Februar 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 157), wird 
wie folgt geändert und ergänzt: 

1. In § 13 Abs. 2 werden die Worte „300 Deutsche 
Mark" durch die Worte „360 Deutsche Mark" 
ersetzt. 


2. In § 14 werden die Worte „60 Deutsche Mark" 
durch die Worte „70 Deutsche Mark" ersetzt. 

3. In § 15 werden die Worte „8 bis 50 Deutsche 
Mark" durch die Worte „10 bis 60 Deutsche 
Mark" ersetzt. 


4. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Beschädigte erhalten eine monatliche 
Grundrente bei einer Minderung der Er- 
werbsfähigkeit 

um 30 vom Hundert 

von 65 Deutsche Mark, 


um 40 vom Hundert 

von 85 Deutsche Mark, 

um 50 vom Hundert 

von 115 Deutsche Mark, 

um 60 vom Hundert 

von 145 Deutsche Mark, 

um 70 vom Hundert 

von 200 Deutsche Mark, 

um 80 vom Hundert 

von 240 Deutsche Mark, 

um 90 vom Hundert 

von 290 Deutsche Mark, 

bei Erwerbsunfähigkeit 

325 Deutsche Mark." 

b) Absatz 5 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„(5) Erwerbsunfähig Beschädigte, die 
durch die anerkannten Schädigungsfolgen 
gesundheitlich außergewöhnlich betroffen 
sind, erhalten eine monatliche Schwerstbe- 
schädigtcnzulage, die in folgenden Stufen 
gewährt wird: 

Stufe I 40 Deutsche Mark, 

Stufe II 75 Deutsche Mark, 

Stufe III 115 Deutsche Mark, 

Stufe IV 150 Deutsche Mark, 

Stufe V 190 Deutsche Mark." 

5. § 32 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die volle Ausgleichsrente beträgt mo- 
natlich bei einer Minderung der Erwerbsunfä- 
higkeit 
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um 50 vom Hundert 

von 145 Deutsche Mark, 

um 60 vom Hundert 

von 145 Deutsche Mark, ! 

um 70 vom Hundert 

von 200 Deutsche Mark, 

um 80 vom Hundert 

von 240 Deutsche Mark, 

um 90 vom Hundert 

von 290 Deutsche Mark, 

bei Erwerbsunfähigkeit 

325 Deutsche Mark." 

6. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird in Satz 1 die Zahl „115" 
durch die Zahl „140" und in Satz 2 werden 
die Zahlen „195", „275", „355" und „460" 
durch die Zahlen „245", „330", „425" und 
„550" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 2 wird die Zahl „50" durch 
die Zahl „60" ersetzt. 

7. In § 40 wird die Zahl „150" durch die Zahl 
„180" ersetzt. 

8. In § 41 Abs. 2 wird die Zahl „150" durch die 
Zahl „180" ersetzt. 

9. § 46 erhält folgende Fassung: 

„§ 46 

Die Grundrente beträgt monatlich 

bei Halbwaisen 55 Deutsche Mark, 

bei Vollwaisen 105 Deutsche Mark." 

10. § 47 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die volle Ausgleichsrente beträgt mo- 
natlich 

bei Halbwaisen 100 Deutsche Mark, 
bei Vollwaisen 135 Deutsche Mark." 

11. § 51 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Zahlen „200" und 
„135" durch die Zahlen „240" und „165" 
ersetzt. 
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b) In Absatz 2 werden die Zahlen „40" und 
„30" durch die Zahlen „50" und „40" ersetzt. 

c) In Absatz 3 werden die Zahlen „125" und 
„90" durch die Zahlen „150" und „110" 
ersetzt. 

Artikel 2 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 1 

(1) Die bisher gewährten laufenden Versor- 
gungsbezüge und die laufenden Leistungen nach 
den §§ 14 und 15 des Bundesversorgungsgesetzes 
werden, soweit sie durch dieses Gesetz eine Ände- 
rung erfahren, von Amts wegen neu festgestellt. 

(2) Im übrigen werden neue Ansprüche, die sich 
aus diesem Gesetz ergeben, nur auf Antrag festge- 
stellt. Wird der Antrag binnen eines Jahres nach 
Verkündung dieses Gesetzes gestellt, so beginnt 
die Zahlung mit dem 1. Januar 1970, frühestens 
mit dem Jahr, Monat oder Tag, in dem oder an dem 
die Voraussetzungen erfüllt sind. Sie beginnt mit 
demselben Zeitpunkt, wenn die neuen Ansprüche 
erst auf Grund einer nach diesem Gesetz zu erlas- 
senden Rechtsverordnung festgestellt werden kön- 
nen und der Antrag binnen eines Jahres nach Ver- 
kündung der Rechtsverordnung gestellt wird. 

(3) Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn 
Versorgung als Kannleistung oder im Wege des 
Härteausgleichs gewährt wird. 

(4) Erhöhungsbeträge, die für die Monate Ja- 
nuar bis einschließlich Mai 1970 auf Grund der 
Vorschriften dieses Gesetzes zu leisten sind, blei- 
ben für den genannten Zeitraum bei der Bemessung 
von Leistungen der Kriegsopferfürsorge unberück- 
sichtigt. 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Uberleitungsgesetzes. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1970 in Kraft. 

12. Mai 1969 


und Fraktion 
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